
LOKALE THEMEN

Beim „Jazz im 3er-Pack“-Konzert im Juz liefer-
ten die Formationen Volker-Klimmer-Quartett,
Black & Blue Band und das junge Duo Blue Up
richtig gute Konzerte und wohltuenden Jazz.

KULTUR REGIONAL

„Jazz im 3er-Pack“

Voll im Stress waren gestern die Verbandsge-
meindeverwaltungen Otterberg und Otter-
bach: ImVorfeld der Fusion musste der Umzug
bewältigt werden, auch der Bürgermeister
packte mit an. KREISSEITE

Verwaltungen im Umzugsstress

Lena Buhler hat ein ausgefallenes Hobby: Ka-
nuslalom. Auch wenn die Trainingsbedingun-
gen nicht optimal sind und das Wasser am Ge-
lterswoog zu ruhig ist, hat sie es in den Natio-
nalkader geschafft. LOKALSPORT

Slalom auf dem Gelterswoog
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KAISERSLAUTERN

Dank eines aufmerksamen Zeugen hat die Po-
lizei am Mittwochabend eine sturzbetrunkene
Autofahrerin aus dem Verkehr gezogen. Wie
die Polizei gestern mitteilte, hatte der Zeuge
die Polizei verständigt, weil ihm die Frau auf-
gefallen war, die ganz offensichtlich massiv
unter Alkoholeinfluss stand und sich trotzdem
in ihr Auto setzte und davon fuhr. Mit dem ab-
gelesenen Kennzeichen des Fahrzeugs wurde
die Halteranschrift ermittelt, wo die Streife
noch vor der Frau selbst eintraf. Nachdem sie
ihren Wagen eingeparkt hatte, wurde die Fah-
rerin überprüft. Sie roch stark nach Alkohol
und hatte laut Schnelltest eine Atemalkohol-
konzentration von 3,15 Promille. Die 40-Jähri-
ge wurde daraufhin mit zur Dienststelle ge-
nommen, wo sie eine Blutprobe abgeben
musste. Führerschein und Fahrzeugschlüssel
wurden sichergestellt und ein Strafverfahren
wurde eingeleitet. (red)

Coca-Cola will nach
Ramstein-Miesenbach ziehen
Die Coca-Cola Erfrischungsgetränke AG plant,
die Vertriebstätigkeiten an ihren derzeitigen
Logistikstandorten in Kaiserslautern und Saar-
brücken an einen neuen Standort in Ramstein-
Miesenbach zusammenzufassen. Das teilte
das Unternehmen gestern mit. Es hatte ges-
tern den Betriebsrat über diese Planung infor-
miert. „Wir haben bei der Standortwahl ver-
schiedene Optionen sorgfältig geprüft“, sagte
Kathrin Mihalus-Dianovski, Coca-Cola-Ge-
schäftsleiterin Südwest. „Mit Ramstein-Mie-
senbach haben wir eine Liegenschaft gefun-
den, mit der wir wettbewerbsfähige Logistik-
strukturen in der Region schaffen. Wir bieten
allen Mitarbeitern aus Kaiserslautern und
Saarbrücken Arbeitsplätze in Ramstein-Mie-
senbach oder an anderen Standorten inner-
halb unseresVerkaufsgebiets Südwest an.“ Für
Mitarbeiter, die ein alternatives Arbeitsplatz-
angebot annehmen, werden gegebenenfalls
soziale Leistungen wie Fahrtkostenzuschüsse
oder Umzugshilfen angeboten. Wie berichtet,
soll zum Jahresende der Vertriebsstandort Kai-
serslautern geschlossen werden. 91 Arbeits-
plätze sind davon in Kaiserslautern betroffen.
Ramstein-Miesenbach wurde von Anfang an
als einer der möglichen neuen Standorte im
Raum Saar-Pfalz gehandelt, neben Neunkir-
chen und Homburg (wir berichteten). Der
Bundestagsabgeordnete der Linken, Alexan-
der Ulrich, reagierte erfreut auf die Pläne des
Unternehmens. „Ich begrüße es, dass Coca-
Cola und damit Arbeitsplätze in der Region
bleiben.“ (rdz)

Mit über drei Promille
hinterm Steuer

CDU will OB-Kandidaten stellen
Die Frage, ob die CDU in Kaisers-
lautern einen OB-Kandidaten ge-
gen SPD-Amtsinhaber Klaus Wei-
chel stellen wird oder nicht,
scheint geklärt zu sein. Der neu ge-
wählte CDU-Kreisvorsitzende
Harry Wunschel kündigte gestern
Abend in einer Mitgliederver-
sammlung der Partei in Hohen-
ecken an, dass die Partei noch vor
der Sommerpause zu einer weite-
ren Mitgliederversammlung zu-
sammenkommen werde. Wun-
schel sagte: „Dann werden wir
kommen mit einem OB-Kandida-
ten oder einer OB-Kandidatin.“

Wunschel unterstrich den Willen,
einen Gegenkandidaten zu dem
Amtsinhaber aufzustellen. „Wir
brauchen endlich eine Alternative
für Kaiserslautern“, sagte er. Kai-
serslautern brauche jemanden, der
ein paar frische Ideen in die Politik
einbringe.

Wunschel führte als positives Bei-
spiel den früheren CDU-Oberbür-
germeister Bernhard Deubig an, der
von 1999 bis 2007 die Geschicke der
Stadt lenkte und gestern 66 Jahre alt
geworden ist.

Scharf kritisierte Wunschel die
Sparpolitik, die in Kaiserslautern
betrieben wird. Er forderte das Land
auf, die Stadt mit einem Stück mehr
am Geldkuchen teilhaben zu lassen.
Er sah das Land auch als richtigen
Ansprechpartner an, nachdem von
den zehn meistverschuldeten Städ-
ten in Deutschland vier in Rhein-
land-Pfalz lägen.

Der neue Kreisvorsitzende sprach
sich außerdem für einen Beitritt der
Stadt Kaiserslautern zur Verfas-

Harry Wunschel feiert ein Comeback an der Spitze der Partei
sungsklage der Stadt Pirmasens ge-
gen das Landesfinanzausgleichsge-
setz aus. Es sei unbegreiflich, sagte
er, dass die am höchsten verschul-
dete Stadt in Deutschland nicht we-
nigstens symbolisch dem Klagever-
fahren beitrete.

Der neue Kreisvorsitzende wurde
mit 49 Ja- und zwei Nein-Stimmen
sowie einer Enthaltung gewählt. Er
tritt die seit Januar vakante Stelle
des Parteichefs an. Vorgänger Dirk
Hüttenberger war aus beruflichen
und gesundheitlichen Gründen zu-
rückgetreten. Wunschel feiert ein
Comeback an die Spitze der Partei,
die er bereits in den 2000er Jahren
geführt hatte. „So ein gutes Ergebnis
habe ich noch nie gehabt“, freute er

sich über das Resultat.
Neuer stellvertretender Kreisvor-

sitzender wurde der frühere süd-
westpfälzische CDU-Landtagsabge-
ordnete Peter Dincher, der seit zwei
Jahren in Kaiserslautern lebt. Er
folgt auf Michael Littig, der das Amt
zur Verfügung stellte. Auf Dincher
entfielen 44 Ja-Stimmen, fünf Nein-
Stimmen und drei Enthaltungen.

Littig sagte eine OB-Kandidatur
aus beruflichen Gründen ab. Er war
in der Partei ins Spiel gebracht wor-
den. Der Vorstand der Kaiserslaute-
rer IT-Firma Teckpro sagte, die Tä-
tigkeit als Oberbürgermeister in
Kaiserslautern würde ihn sehr rei-
zen. Es sei aber eine Frage des Ti-
mings. (rdz) EINWURF
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Folgen noch nicht abzusehen

Bei der Inklusion steht die Chancen-
gleichheit von Menschen mit Behin-
derungen im Mittelpunkt. Damit die
richtig in der Gesellschaft ankom-
men können, sollen sie in alle Berei-
che des Lebens einbezogen werden.
Einer davon ist die Bildung. Deshalb
gibt es in Deutschland integrative
und inklusive Regelschulen, an de-
nen körperlich oder geistig beein-
trächtigte Kinder gemeinsam mit
anderen lernen können. „Schwer-
punktschulen“ werden sie in Rhein-
land-Pfalz genannt. Zwischen ihnen
und speziellen Förderschulen sollen
die Eltern behinderter Kinder nach
dem Willen der Landesregierung ab
August frei wählen können.

Der Gedanke an das neue Gesetz
löst beim Lauterer Schuldezernen-
ten Joachim Färber keine allzu eu-
phorische Reaktion aus. Nicht etwa,
weil er gegen Inklusion wäre. Das
sei gleich gesagt. Das gemeinsame
Lernen an Schwerpunktschulen, das
zum Abbau von Ängsten und Vorur-
teilen führen kann, bewertet er
durchweg positiv und wäre jeder-
zeit bereit, sich für diese Sache ein-
zusetzen. Als Beigeordneter einer
klammen Stadt treibt ihn mehr die
Frage nach den Folgen des geplan-
ten Wahlrechts um – vor allem im fi-
nanziellen Bereich.

Gegenwärtig gibt es in Kaiserslau-
tern mit der Beilstein- und der Fritz-
Walter-Schule zwei Förderschulen.
Ihnen stehen vier Grund- und drei
weiterführende Schulen mit inte-
grativem Unterricht gegenüber. Das
freie Wahlrecht, so fürchtet Färber,
werde zu einem Schwund bei den
Förder- und einem Zuwachs bei den
Schwerpunktschulen führen. Genau
so ist das von der Landesregierung
auch gedacht: Sie will das Angebot
an Schwerpunktschulen ausweiten
und die Förderschulen eindampfen.
Was dann in überfüllten Klassen auf
der einen und leeren Klassenräu-
men auf der anderen Seite passieren
soll, steht nicht im Plan.

Eine Hürde ist auch, dass Schulen
mit integrativem Angebot personell
und sächlich besonders ausgestattet
sein müssen, um den Anforderun-
gen der beeinträchtigten Kinder ge-
recht werden zu können. Beispiele
dafür sind Rampen für Rollstuhlfah-
rer, Zusatzausbildungen für die Leh-
rer, die pädagogischen Fachkräfte,
die den Stoff noch einmal speziell

Nicht mehr ganz zwei Monate ist es hin, bis die rheinland-pfälzische Landesregierung
ein Gesetz erlassen will, dem Städte wie Kaiserslautern mit gemischten Gefühlen entgegensehen.
Es geht um Inklusion an Schulen – und aller Voraussicht nach um einen Batzen Geld.

aufbereiten, und Integrationshelfer,
die in einigen Fällen für die indivi-
duelle Betreuung außerschulischer
Belange zuständig sind – etwa für
die medizinische Betreuung.

Für Lehrer und zusätzliche Päd-
agogen zeichnet das Land verant-
wortlich, während die Stadt für Än-
derungen an Schulgebäuden, für In-
tegrationshelfer und auch für die
Beförderung der Schüler aufkommt.
Laut Färber zahlt Lautern gegenwär-
tig rund eine Million Euro allein für
die Integrationshelfer. Sollte das In-
teresse an den Schwerpunktschulen
künftig steigen, sei neben dem bau-
lichen vor allem in diesem Bereich
eine merkliche Zusatzbelastung zu
erwarten.

Es gibt aber noch einen weiteren
Grund, aus dem der Schuldezernent
mit dem Gesetzesentwurf nicht zu-
frieden ist: Er wäre für einen Stufen-
plan gewesen, eine behutsame Ent-
wicklung, bei der man die Men-
schen Schritt für Schritt für die In-
klusion gewinnen kann. Stattdessen
müsse jetzt aber alles wieder ein-
mal sehr schnell gehen. (yns)

So groß wie ihre Vorfreude über
die geplante Ankunft des Besuchs
aus der Partnergemeinde Nkanka
in Ruanda, die für gestern Abend
im Pfarrzentrum in Erfenbach vor-
gesehen war, so groß war die Ent-
täuschung der Erfenbacher, als sie
erfahren mussten, dass die Reise-
gruppe bei der Zwischenlandung
in Addis Abeba in Äthiopien am
Weiterflug nach Frankfurt/Main
gehindert wurde.

Für Barbara und Hubert Schneider
vom Erfenbacher Ruandakreis war
die Nachricht unvorstellbar. Angeb-
lich seien die sechs Mitglieder der
Gruppe aus Ruanda wegen ihres we-
nigen Gepäcks als Flüchtlinge ange-
sehen worden. Rücksprachen mit
dem rheinland-pfälzischen Partner-
schaftsbüro in Kigali seien notwen-
dig gewesen, die Flughafenbehörde
in Addis Abeba vom geplanten Part-
nerschaftsbesuch in Erfenbach zu
überzeugen. „Jetzt werden unsere
Freunde mit 24 Stunden Verspätung
eintreffen“, so Barbara Schneider
zur RHEINPFALZ.

Enttäuscht zeigte sich das Ehe-
paar Schneider auch darüber, dass
dem Vorsitzenden des Partner-
schaftskomitees das notwendige Vi-
sum zur Einreise nach Deutschland
von der belgischen Botschaft ver-
weigert wurde.

Nun werden die afrikanischen
Freunde heute Abend in Erfenbach
erwartet. Ein offizieller Empfang
durch die Kirchengemeinde findet
am Sonntag, 19 Uhr, im katholischen
Pfarrzentrum statt. Anlass des Be-
suchs ist das zehnte Partnerschafts-
jubiläum. (jsw)

Ruanda-Gruppe:
Am Weiterflug
gehindert

Führt nun wieder die CDU: Harry
Wunschel. FOTO: VIEW

Mit schweren Jungs hat er öfter zu
tun. Wenn Dietmar Keller kommt
oder gar mit seiner Truppe anrückt,
ist jedenfalls immer irgendetwas
nicht in Ordnung. Der 40-Jährige be-
zeichnet sich „ein bisschen als der
Mann für alles“ bei der Stadtverwal-
tung. In Behördensprache heißt er
Vollzugsbeamter, daneben ist er der
städtische Marktmeister. In beiden
Ämtern wird es ihm nicht langwei-
lig, aber das kommt Dietmar Keller
gelegen: „Das macht mir sehr viel
Spaß. Ich liebe es, so zu arbeiten. Es
gibt immer etwas anderes zu tun,
das ist nicht so stupide.“

So ging es ihm auch am Donners-
tag, als der Stadtrat zu seiner konsti-
tuierenden Sitzung zusammenkam
und sich die alten Feinde NPD und
Antifa wieder einmal gegenüber
standen. Schon vor der Sitzung im
Foyer gab es gegenseitige Beleidi-
gungen, dumme Sprüche und Pro-
vokationen. „Wir hatten das freudi-
ge Vergnügen, dazwischen zu ste-
hen.“ Und schließlich mussten die-
jenigen, die sich in der Sitzung
„lautstark bemerkbar machten“, aus
dem Ratssaal bugsiert werden.

Angst? „Weiß ich nicht, aber das
Adrenalin ist schon da. Man ist
wachsam“, schildert Keller. Gerade
auf der Empore im Ratssaal, wo es
relativ eng zugeht und man regel-
recht umzingelt gewesen sei, müss-
ten die Augen überall sein. Aber im
Prinzip, sagt der Beamte, „ist es das-
selbe, wie wenn man auf der Kerwe
das Zelt räumt“. Solche Einsätze

STADTLEBEN
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Langeweile
kennt er nicht

Alter Hase bei der Lauterer
Stadtverwaltung: Dietmar
Keller. FOTO: VIEW

sind für Keller und das Team des
Vollzugsdienstes nicht ungewöhn-
lich: „Die haben wir regelmäßig“,
sagt er und erinnert an den Wahl-
kampf mit den NPD-Kundgebungen
und Gegendemonstrationen.

Keller ist ein alter Hase bei der
Stadtverwaltung − angefangen hat
er 1990−und half 1998 beim Aufbau
des Vollzugsdienstes. „Wir waren
relativ wenig Leute und hatten ein
kleineres Aufgabengebiet“. Heute
gibt es eine sechsköpfige Einsatzlei-
tung plus 18 Vollzugsbeamte, die in
drei Tag- und Nachtschichten arbei-
ten. Alle haben eine Ausbildung
zum kommunalen Vollzugsbeam-
ten in der Polizeischule gemacht.
Dort haben sie zum Beispiel gelernt,
wie man „unmittelbaren Zwang“
anwendet, wie man mit dem Schlag-
stock, mit Handschellen oder Pfef-
ferspray umgeht. Zimperlich darf
man da offensichtlich nicht sein.

Doch gestern, an diesem sommer-
lichen Freitag, schmiss Dietmar Kel-
ler erst einmal den Rasenmäher an.
Seine zweijährige Tochter hüpfte im
Garten auf dem Trampolin rum und
rief nach ihrem „Papa“. Keine bösen
Buben weit und breit. (ita)

Harry Wunschel (46) ist Lehrer
an der Berufsbildenden Schule I
in Kaiserslautern. 1984 trat er in
die Junge Union ein, 1986 in die
CDU. Von 1990 bis 1997 war er
JU-Vorsitzender in Kaiserslau-
tern. 1995 wurde er Mitglied im
CDU-Vorstand, 1996 wurde er
stellvertretender CDU-Kreisvor-
sitzender. Von 2000 bis 2007 be-
kleidete er das Amt des CDU-
Kreisvorsitzenden. In diese Zeit
fielen die Ära von Oberbürger-
meister Bernhard Deubig (CDU)
und die Periode der absoluten
CDU-Mehrheit im Stadtrat. 1989
kam Wunschel als Bürgervertre-
ter in den Umweltausschuss des
Stadtrats. 1994 wurde er erst-
mals Mitglied des Stadtrats. (rdz)

ZUR PERSON

Harry Wunschel

Förderschulen wie die Fritz-Walter-Schule könnten durch mehr Schwerpunktschulen leiden. FOTO: VIEW

In Rheinland-Pfalz sollen Eltern von
Kindern mit Behinderungen ab dem
1. August, also ab dem Schuljahr
2014/15, selbst über die Schulform
für ihren Nachwuchs entscheiden
können. Das Wahlrecht wird vo-
raussichtlich Förder- und Schwer-
punktschulen umfassen, Regelschu-
len bleiben zunächst außen vor. Bis-
her hat die Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion in Trier Kinder
mit körperlichen oder geistigen Be-
einträchtigungen begutachtet und
anschließend einer der beiden erst-
genannten Schulformen zugewie-
sen. Diesen Schritt können die El-
tern künftig überspringen und eine
freie Wahl treffen.

Von dem Gesetz, das den Weg da-
für ebnet, liegt aktuell nur ein Ent-
wurf vor, es soll aber demnächst er-
lassen werden. Für die Landesregie-
rung stellt es einen Schritt auf dem
Weg zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Menschen mit Behin-
derungen dar: Sie sollen in Zukunft

Zur Sache: Freies Wahlrecht
öfter gleichberechtigt und gemein-
sam mit anderen Kindern und Ju-
gendlichen lernen. In den kommen-
den Jahren will die Regierung den
Inklusionsanteil an Regelschulen so
von knapp 25 Prozent auf 40 Pro-
zent anheben.

Deshalb soll auch der sogenannte
„Ressourcenvorbehalt“ aufgehoben
werden. Der hat die gemeinsame
Nutzung des Schulangebots von
Kindern mit und ohne Behinderung
bisher davon abhängig gemacht,
dass die Schulen die dafür erforder-
lichen personellen und sächlichen
Voraussetzungen schaffen können.
Im Klartext heißt das, dass die Schu-
len diese Voraussetzungen künftig
schaffen müssen, sich also nach der
Zahl der Schüler richten müssen
und nicht umgekehrt.

Einen Ausgleich für etwaige
Mehrbelastungen der Städte und
Kommunen durch diese Vorgaben
sieht der Gesetzesentwurf der Lan-
desregierung nicht vor. (yns)

EINWURF

Wunschels
Vorteile

Innerhalb kürzester Zeit hat die
CDU wieder zum Aufbruch ge-
blasen. Im November tat dies der
neue Kreisvorsitzende Dirk Hüt-
tenberger, der dann allerdings im
Januar von allen Ämtern zurück-
trat, gestern Abend tat dies Harry
Wunschel. Der 46-Jährige wurde
mit einem eindrucksvollen Er-
gebnis zum neuen Kreisvorsit-
zenden berufen. Die Partei ging
darüber hinweg, dass Erfolglo-
sigkeit 2007 das Ende seiner Zeit
als Parteichef markierte. Als Vor-
teil für ihn könnte sich nun her-
ausstellen: die neu formierte
CDU-Fraktion mit sieben neuen
Ratsmitgliedern, eine verstärkte
Verzahnung von Partei und Frak-
tion, auch durch ihn selbst, und
ein wieder aufkeimendes Enga-
gement in der Partei.

VON HANS-JOACHIM REDZIMSKI
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